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Biosphirenpark Wienerwald Management GmbH und
Aufwendungen des Landes NO, Nachkontrolle
Zusammenfassung

Der Landesrechnungshof fithrte mit dem Stadtrechnungshof Wien (bis
31. Dezember 2013 Kontrollamt der Stadt Wien) die Nachkontrolle zum
Bericht 3/2011 ,Biospharenpark Wienerwald Management GmbH und Auf-
wendungen des Landes NO" durch.

Im Jahr 2012 erhielt diese Gesellschaft von den Lindern Niederosterreich und
Wien aufgrund der Vereinbarung gemif? Artikel 15a B-VG iiber die Errichtung
und den Betrieb eines Biosphirenparks Wienerwald 800.000,00 Euro fiir ihre
Geschiftstatigkeit. Zudem bezog sie fur Projekte insgesamt Forderungen
von 1,13 Millionen Euro insbesondere aus dem EU-Forderprogramm ,Ent-
wicklung fir den Lindlichen Raum, 2007-2013% Die Projektausgaben der
Gesellschaft beliefen sich in diesem Jahr auf insgesamt 1,39 Millionen Euro.

Stand der Umsetzung

Die Abteilung Raumordnung und Regionalpolitik RU2 (Land NO), die Magist-
ratsabteilung 49 (Stadt Wien) und die Gesellschaft setzten von den 45 Emp-
fehlungen 30 ganz bzw. grofiteils, drei teilweise und 12 nicht um. Der Anteil
der ganz oder teilweise umgesetzten Empfehlungen betrug 70 Prozent.

Vier Empfehlungen bezogen sich auf Sachverhalte, die sich bis zur Nachkon-
trolle nicht wiederholten (Personaliiberlassung, Evaluierung der Betriebskos-
ten). Den verbleibenden 41 Empfehlungen wurde zu 76 Prozent entsprochen.

Verbesserungen bei der Gesellschaft

Die Gesellschaft setzte die sie betreffenden Empfehlungen um, wobei sie ein
internes Kontrollsystem einrichtete und ihr Rechnungswesen verbesserte. Die
Protokollfithrung bei den Generalversammlungen durch einen Notar wurde
eingestellt.

Die Geschiftsvorginge wurden zeitnah und periodengerecht verbucht, die
Bilanzierung umgestellt und die Priiffung des Jahresabschlusses durch einen
Abschlusspriifer beauftragt. Die Finanzplidne und die Darstellung der Vermo-
gens-, Finanz- und Ertragslage boten eine bessere Ubersicht.

Projekte mit einem negativen Kosten-Nutzen-Verhiltnis wurden eingestellt;
durchgefithrte Projekte wurden nachvollziehbar schriftlich bzw. elektronisch
dokumentiert.
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Fur Direktvergaben wurden regelmifdig Vergleichsangebote eingeholt.

Durch Kofinanzierungen konnte die Gesellschaft ihre Mittel fiir Projekte
erh6hen und damit mehr Projekte umsetzen.

Mehrkosten durch den Standort

Der Gesellschaftssitz wurde ab 1. Janner 2012 nach Tullnerbach verlegt und
entsprach nun dem Gesellschaftsvertrag. Der neue Standort verursachte
Mehrkosten von rund 30.000,00 Euro jahrlich fir die Miete und wies ein
schlechteres Kosten-Nutzen-Verhiltnis auf. Da die Errichtung der Birordume
tber den Mietvertrag und tuber die finanziellen Beitrige der Linder an die
Gesellschaft finanziert wurde, lag eine Vereinbarung zur Finanzierung bzw.
Kostentragung der Infrastruktur vor.

Weiterentwicklung der Artikel 15a Vereinbarung

Die Vertragspartner NO und Wien entwickelten die Vereinbarung gemifd
Artikel 15a B-VG zur Errichtung und zum Betrieb eines Biospharenparks
Wienerwald aus dem Jahr 2006 nicht weiter. Die Anweisung der finanziellen
Beitrage der Linder erfolgte weiterhin direkt an die Gesellschaft und zur
Beitragserhohung fehlten nach wie vor eine aussagekriftige Evaluierung der
Betriebskosten sowie ein Gesellschafterbeschluss des ,Vereins NO — Wien,
gemeinsame Entwicklungsraume®, was der geltenden Vereinbarung wider-
sprach.

NO Entschidigungszahlungen

Im Jahr 2012 entschidigte das Land NO die Waldeigentiimer fiir die wirt-
schaftliche Nichtnutzung der Kernzonen des Biosphirenparks mit 1,26 Mil-
lionen Euro laut Rechnungsabschluss 2012.

Dabei blieben die Erlése, die aus gesetzlich vorgeschriebenen Holzverwertun-
gen in diesen Zonen - in den Jahren 2010 bis 2012 rund 73.000,00 Euro -
dem Land NO zustanden, jedoch fiir den Biospharenpark zu verwenden wa-
ren, unberiicksichtigt. Die Verrechnung dieser Erlése erfolgte nach wie vor
auerhalb der Haushaltsrechnung des Landes NO tiber ein Treuhandkonto bei
der Osterreichischen Bundesforste AG.

Fur zusatzliche Entschidigungen von Kernzonenflichen wird nach Auslaufen
des Vertragsnaturschutzes des Bundes mit etwa 75.000,00 Euro vorzusorgen
sein.

Die Veranschlagung und Verrechnung von den Biosphirenpark Wienerwald
betreffenden Ausgaben im NO Landeshaushalt entsprach vielfach nicht den
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geltenden Vorschriften. Daher wiesen die betroffenen Voranschlagstellen
unrichtige Ausgabenbetrige auf.

In ihren Stellungnahmen sagten die NO Landesregierung am
28. Janner 2014, die Magistratsabteilung 49 am 27. Februar 2014 und
die Gesellschaft am 11. Februar 2014 grofitenteils die Umsetzung der
noch nicht realisierten Empfehlungen zu.

Da eine Anderung der Vereinbarung nach Artikel 15a B-VG vorerst
nicht absehbar ist, wurde vom Landesrechnungshof und vom Stadt-
rechnungshof Wien nochmals darauf hingewiesen, dass die bestehen-
den Regelungen bis zur Abinderung der Vereinbarung einzuhalten
sind. Dies betrifft insbesondere die Anweisung der Landesbeitrige
sowie die erforderliche Evaluierung vor einer Erhohung der Beitrige.
Zur Verrechnung der Erlose aus der Holzverwertung entgegnete der
Landesrechnungshof gegeniiber der NO Landesregierung, dass diese
Erlose als Teil der Gebarung des Landes NO anzusehen und daher im
Rechnungsabschluss darzustellen sind.
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1. Prifungsgegenstand

Der Landesrechnungshof und das Kontrollamt der Stadt Wien hatten im
Jahr 2010 die Biosphirenpark Wienerwald Management Gesellschaft m.b.H.
(im Folgenden kurz mit ,,Gesellschaft” bezeichnet) gemeinsam tberprift, weil
die Gesellschaft im Eigentum des Vereins ,NO — Wien, gemeinsame Entwick-
lungsriaume” stand, der nur aus den Vereinsmitgliedern Niederésterreich und
Wien bestand. Der Landesrechnungshof hatte zudem die im Zusammenhang
mit dem Biosphirenpark Wienerwald getitigten Aufwendungen des Lan-
des NO fiir Entschadigungszahlungen einbezogen.

Nunmehr kontrollierten der Landesrechnungshof und der Stadtrechnungshof
Wien die Umsetzung der 45 Empfehlungen aus dem Bericht 3/2011 , Biosphi-
renpark Wienerwald Management GmbH und Aufwendungen des Landes
NO“

Der NO Landtag hatte den Bericht am 19. Mai 2011 mit der Aufforderung zur
Kenntnis genommen, dass den im Bericht dargelegten Auffassungen des
Rechnungshofausschusses entsprochen wird. Der Kontrollausschuss des
Wiener Gemeinderats hatte den Bericht in seiner Sitzung vom 29. Mirz 2011
mit Beschluss angenommen.

Ziel der Nachkontrolle war es, den NO Landtag und den Wiener Stadtrech-
nungshofausschuss tber den Stand der Umsetzungen zu informieren. Die
Umsetzung der Empfehlungen oblag den zustindigen Abteilungen des Amtes
der NO Landesregierung und des Magistrats der Stadt Wien sowie der Gesell-
schaft.

Die Abteilung Raumordnung und Regionalpolitik RU2 (Land NO), die Magist-
ratsabteilung 49 (Stadt Wien) und die Gesellschaft setzten von den 45 Emp-
fehlungen 30 ganz bzw. grofdteils, drei teilweise und 12 nicht um. Der Anteil
der ganz oder teilweise umgesetzten Empfehlungen betrug 70 Prozent.

Vier Empfehlungen bezogen sich auf Sachverhalte, die sich bis zur Nachkon-
trolle nicht wiederholten (Personaliiberlassung, Evaluierung der Betriebskos-
ten). Den verbleibenden 41 Empfehlungen wurde zu 76 Prozent entsprochen.

Um die Lesbarkeit zu vereinfachen, wurden personenbezogene Bezeichnungen
im Bericht grundsitzlich nur in einer Geschlechtsform verwendet und umfas-
sen Frauen und Manner gleichermafien.
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2. Rechtliche Grundlagen in Wien

In Ergebnis 1 wurde folgende Empfehlung des Kontrollamts der Stadt Wien
fur das Land Wien festgehalten:

»Eine Regelung der Zustandigkeit fir die Angelegenheiten des Biosphiren-
parks Wienerwald in der Geschiftseinteilung fiir den Magistrat der Stadt
Wien wird empfohlen.”

Die Empfehlung wurde teilweise umgesetzt.

Die Magistratsabteilung 49 hatte in ihrer Stellungnahme zugesagt, dass sie
die Regelung der Zustindigkeiten fiir die Angelegenheiten des Biosphiren-
parks Wienerwald in der Geschiftseinteilung fiir den Magistrat der Stadt
Wien gemeinsam mit der Magistratsabteilung 22 anstreben wird.

Die Magistratsabteilung 49 erarbeitete einen Vorschlag fiir die empfohlene
Anpassung der Geschiftseinteilung des Magistrats und ubermittelte diesen
nach Abstimmung mit der Geschaftsgruppe Umwelt Anfang des Jahres 2013
der Magistratsdirektion der Stadt Wien. Im ersten Halbjahr 2013 erfolgte eine
Erstabstimmung mit der Magistratsdirektion und darauf aufbauend derzeit
die Detailabstimmungen bzw. Detailklarungen.

Stellungnahme der Magistratsabteilung 49:

Seitens der Magistratsabteilung 49 wurde ein entsprechender Entwurf zur Ande-
rung der Geschdftseinteilung fiir den Magistrat der Stadt Wien (GEM) erstellt und
mit der Geschdftsgruppe Umwelt und der Magistratsdirektion abgestimmt.

In der Zwischenzeit ergab sich in anderen Themenbereichen, wie zB Liegenschafts-
management und Tierhaltung (Priifung durch Stadtrechnungshof 2013/14) eben-
falls die Notwendigkeit zu Anderungen der GEM. Diese werden nun ebenfalls
abgestimmt, um alle die Magistratsabteilung 49 betreffenden Anderungen der
GEM in einem Paket durchfiihren zu konnen.

Auferung des Stadtrechnungshofs Wien:

Die Stellungnahme wurde zur Kenntnis genommen.
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3. Sitz der Gesellschaft

In Ergebnis 2 wurde folgende Empfehlung des Landesrechnungshofs und des
Kontrollamts der Stadt Wien fiir die Gesellschaft festgehalten:

,Die im GmbH-Gesetz fir den Sitz der Gesellschaft giiltigen Bestimmungen
sind von der Biospharenpark Wienerwald Management GmbH einzuhalten.”

Die Empfehlung wurde umgesetzt.

© BPWW Die Gesellschaft hatte in ihrer Stellungnahme erklirt, dass sie dem GmbH-
Gesetz unter Berticksichtigung der Ergebnisse der Evaluierung der Standorte
in Purkersdorf und in Tullnerbach nachkommen wird, die Vereinbarung ge-
maif} Artikel 15a B-VG zur Errichtung und zum Betrieb eines Biosphirenparks
Wienerwald Tullnerbach als Sitz der Gesellschaft vorgab und eine Ubersied-
lung dorthin bereits bei Grindung der Gesellschaft angedacht war.

Da die Gesellschaft ihren Sitz ab 1.Jianner 2012 von 3002 Purkersdorf,
Deutschwaldstrafle 15b, nach 3013 Tullnerbach, Norbertinumstrafie 9, ver-
legte, entsprach der Sitz der Gesellschaft ab diesem Zeitpunkt dem Gesell-
schaftsvertrag bzw. der im Firmenbuch ausgewiesenen Geschiftsanschrift.

In Ergebnis 3 hielten der Landesrechnungshof und das Kontrollamt zur
Kostentragung der kiinftigen Infrastruktur fir die Gesellschaft durch die
Lander NO und Wien folgende Anregung fest:

»Fur den beabsichtigten Bau des Biosphirenparkzentrums Wienerwald wird
der Abschluss einer Finanzierungsvereinbarung zwischen den beiden Lan-
dern NO und Wien angeregt*.

Die Empfehlung wurde umgesetzt.

Die NO Landesregierung hatte zugesagt, der Anregung des Landesrechnungs-
hofs zu folgen. Die Magistratsabteilung 49 wies in ihrer Stellungnahme darauf
hin, dass der Abschluss einer Finanzierungsvereinbarung zwischen den Lin-
dern NO und Wien fiir den beabsichtigten Bau des Biosphirenparkzentrums
aufgrund der angespannten Finanzlage neu diskutiert werden muss.

Die Biirordume in Tullnerbach wurden von der Land NO Immobilienverwal-
tungsgesellschaft mbH im Bereich des Schulzentrums Norbertinum errichtet
und an die Gesellschaft vermietet. Mit der Miete werden auch die anteiligen
Errichtungskosten von 0,70 Millionen Euro abgegolten, die zur Ginze von der
Land Niederdsterreich Immobilienverwaltungsgesellschaft m.b.H. vorfinan-
ziert wurden. Da die Finanzierung der Biroriume tber den Mietvertrag mit
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der Gesellschaft und damit tiber die finanziellen Beitrige der Linder an die
Gesellschaft erfolgte, lag eine Vereinbarung zur Finanzierung bzw. Kostentra-
gung der Infrastruktur vor.

In Ergebnis 4 hielten der Landesrechnungshof und das Kontrollamt der Stadt
Wien fiir die Lander NO und Wien sowie fiir die Gesellschaft folgende Emp-
fehlung fest:

»Eine Evaluierung der beiden Standorte auf Grundlage einer durchzufithren-
den Kosten-Nutzen-Analyse wird empfohlen®.

Die Empfehlung wurde umgesetzt.

Die NO Landesregierung hatte in ihrer Stellungnahme auf den grundsitzli-
chen Beschluss der NO Landesregierung vom 4. Mirz 2008 zum Verkauf der
betreffenden Liegenschaften an die Land Niederdsterreich Immobilienverwal-
tungsgesellschaft m.b.H. und die Errichtung des Schulzentrums Norbertinum
inklusive Biospharenpark-Zentrum sowie auf den Landtagsbeschluss vom
1. Juli 2010 zur Wahl des Standorts Tullnerbach hingewiesen.

Die Magistratsabteilung 49 hatte die Aufnahme der Anregung zugesagt. Die
Gesellschaft hatte dazu mitgeteilt, dass von den Landervertretern bereits
Kostenaufstellungen fur eine Kosten-Nutzen-Analyse vorgelegt wurden, um
die beiden Standorte (Purkersdorf und Tullnerbach) evaluieren zu kénnen.

Die Gesellschaft erstellte im Juli 2011 eine vereinfachte Kosten-Nutzen-
Analyse, womit erstmals eine Evaluierung des bestehenden und des geplanten
Burostandorts zur Verfiigung stand.

Dabei erfolgte eine Gegeniiberstellung der Kosten (Barwerte) fiir einen zehn-
jahrigen Betrachtungszeitraum. Fur den Standort Tullnerbach betrugen die
darin ermittelten Zusatzkosten rund 378.000,00 Euro fiir zehn Jahre im
Vergleich zum Standort Purkersdorf. Die Beurteilung des Nutzens erfolgte mit
einfachem Punkteschema anhand von 24 gleichgewichteten Kriterien ohne
monetire Bewertung. Der Standort Purkersdorf erreichte dabei in Summe mit
17 Punkten um vier Punkte mehr als der Standort Tullnerbach. Das dnderte
die beschlossene Standortwahl nicht.

Das Buro der Gesellschaft iibersiedelte nach Tullnerbach in das Gebiude der
dortigen Landwirtschaftlichen Fachschule. Fiir die dort eingerichteten Buro-
raume entrichtete die Gesellschaft ab 1. Janner 2012 eine Gesamtmiete von
3.557,61 Euro exklusive Umsatzsteuer monatlich auf Basis des Mietvertrags
mit der Land Niederosterreich Immobilienverwaltungsgesellschaft m.b.H. Der
Mehraufwand fiir Miete und Nebenkosten am neuen Standort von rund
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2.400,00 Euro exklusive Umsatzsteuer monatlich wurde der Gesellschaft nicht
gesondert abgegolten.

4. Generalversammlung, Geschiaftsfithrer

In Ergebnis 5 hielten der Landesrechnungshof und das Kontrollamt der Stadt
Wien folgende Empfehlung fir die Gesellschaft fest:

»,Die Mitwirkung eines Notars an der Generalversammlung sollte aus Kosten-
grunden auf gesetzlich vorgegebene Sachverhalte reduziert werden®.

Die Empfehlung wurde umgesetzt.

Wie von der Gesellschaft in Aussicht gestellt, wurde die Mitwirkung eines
Notars an den Sitzungen der Generalversammlung auf die gesetzlichen Erfor-
dernisse reduziert und damit die Empfehlung umgesetzt. Insbesondere die
Protokolle der Sitzungen, welche bisher ein Notar verfasste, wurden nunmehr
von der Gesellschaft selbst erstellt. Die damit verbundenen jihrlichen Kosten
wurden eingespart.

In Ergebnis 6 hielten der Landesrechnungshof und das Kontrollamt der Stadt
Wien folgende Empfehlung fur die Gesellschaft fest:

»Ein formaler Beschluss tiber den Dienstvertrag in einer Generalversammlung
entsprechend den Bestimmungen der Griindungserklirung wurde nicht
durchgefithrt bzw. war aus den zur Verfugung stehenden Generalversamm-
lungsprotokollen nicht ersichtlich. Die formalen Bestimmungen der Erklarung
uber die Grundung der Biosphirenpark Wienerwald Management GmbH sind
einzuhalten®.

Die Empfehlung wurde umgesetzt.

Wie von der Gesellschaft zugesagt, wurde der Dienstvertrag des neuen Ge-
schiftsfithrers nunmehr entsprechend der Griindungserklirung von den
Gesellschaftervertretern im Umlauf gemify § 34 GmbH-Gesetz Anfang Juli
2013 beschlossen.
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In Ergebnis 7 hielt der Landesrechnungshof folgende Empfehlung fiir das
Land NO fest:

,Das Ubereinkommen zwischen dem Land NO und der Biosphiarenpark Wien-
erwald Management GmbH betreffend die Uberlassung des Geschaftsfiihrers
sollte neu ausverhandelt bzw. iiberarbeitet und nach Festlegung der anteiligen
Kostentragung durch beide Vertragspartner neu abgeschlossen werden®.

Die Empfehlung wurde teilweise umgesetzt.

Die NO Landesregierung hatte in ihrer Stellungnahme zugesagt, der Anregung
des Landesrechnungshofs in Hinkunft bei dhnlich gelagerten Fallen zu folgen.

Der vom Land NO iiberlassene Geschiftsfiihrer schied mit 31. Dezember 2010
aus der Gesellschaft aus. Der nachfolgende Geschiftsfithrer stand nunmehr in
einem direkten Dienstverhiltnis mit der Gesellschaft. Der Dienstvertrag mit
der Gesellschaft wurde im September 2011 abgeschlossen. Eine Refundierung
von Personalkosten fiir den Geschiftsfihrer aus Mitteln der Gesellschaft an
das Land NO war damit nicht mehr erforderlich. Der neue Geschaftsfithrer
wurde direkt von der Gesellschaft aus den finanziellen Beitragen der Lan-
der NO und Wien bezahlt. Der mit der Refundierung verbundene Verwal-
tungsaufwand entfiel.

Der Landesrechnungshof wertete die Empfehlung als teilweise umgesetzt und
erwartete, dass bei einer neuerlichen Personaltiiberlassung fiir die Geschifts-
fiihrung der Gesellschaft oder bei einem neuerlichen Uberlassungsvertrag
seiner Anregung gefolgt wird, wie es die NO Landesregierung zugesagt hatte.

Stellungnahme der NO Landesregierung:

Wie vom Landesrechnungshof angefiihrt, ist die derzeitige Geschidftsfithrung direkt
bei der Biosphdrenpark Wienerwald GmbH beschidftigt. Es besteht die Absicht,
diese gegenwirtige Regelung beizubehalten. Bei einer allfillig anderen Regelung
wiirde der Empfehlung des Landesrechnungshofs gefolgt werden.

Auferung des Landesrechnungshofs Niederosterreich:

Die Stellungnahme wurde zur Kenntnis genommen.
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5. Vereinbarung gemaf} Artikel 15a B-VG uber
die Errichtung und den Betrieb eines
Biosphirenparks Wienerwald

In Ergebnis 8 hielten der Landesrechnungshof und das Kontrollamt der Stadt
Wien folgende Empfehlung fiir die Linder NO und Wien fest:

~Entsprechend der Vereinbarung nach Artikel 15a Bundes-Verfassungsgesetz hat
der Erhéhung der Finanzmittel durch den Verein NO - Wien, gemeinsame Ent-
wicklungsraume, bzw. durch die Lander NO und Wien auf 800.000,00 Euro ab
dem Jahr 2009 eine nachvollziehbar dokumentierte Evaluierung der Kosten fiir
den laufenden Betrieb durch die Biosphirenpark Wienerwald Management GmbH
zu Grunde zu liegen, aus der das Erfordernis einer Aufstockung erkennbar ist.”

Die Empfehlung wurde nicht umgesetzt.

Die NO Landesregierung hatte in ihrer Stellungnahme zugesagt, der Anregung zu
folgen. Die Magistratsabteilung 49 hatte in ihrer Stellungnahme auf die Bud-
getentwicklung und die Vorfinanzierungen von EU-geférderten Projekten
hingewiesen, welche die Notwendigkeit der Erh6hung der Finanzmittel deut-
lich dokumentierte.

Die in der Vereinbarung gemaf} Artikel 15a B-VG zur Errichtung und zum
Betrieb eines Biosphirenparks Wienerwald festgelegte Evaluierung der lau-
fenden Betriebskosten als Basis fur eine Erhéhung der finanziellen Beitrage
der Linder von insgesamt 600.000,00 Euro auf 800.000,00 Euro ab dem
Jahr 2009 unterblieb.

Die Linder NO und Wien stellten der Gesellschaft einvernehmlich Zuschiisse
zum Betrieb von je 400.000,00 Euro zur Verfiigung, ohne die zuvor vereinbar-
te Evaluierung der laufenden Betriebskosten vorzunehmen. Mit diesen Mit-
teln finanzierte die Gesellschaft ihre Projekte und laufenden Kosten (Miete,
Personal, Geschiftsfihrung).

Der Landesrechnungshof und der Stadtrechnungshof Wien bekraftigten ihre
Empfehlung, die Kosten fiir den Betrieb und die Verwaltung des Biosphiren-
parks Wienerwald durch die Gesellschaft zu evaluieren, um die Angemessen-
heit der finanziellen Beitrage der Lander belegen zu konnen, wie dies in der
Vereinbarung gemif} Artikel 15a B-VG zur Errichtung und zum Betrieb eines
Biospharenparks Wienerwald festgelegt wurde.
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Stellungnahme der NO Landesregierung:

In der aufSerordentlichen Gesellschafterversammlung vom 15.12.2008 wurde der
Beschluss zur Aufstockung der jeweiligen Anteile der Linder gefasst und von der
zustindigen Fachabteilung vollzogen. Fiir Personal und Sachkosten sind rd. 2/3
der Beitrége der Linder Wien und NO bereits gebunden. Ohne Aufstockung der
Gesellschafterbeitrige konnten die insbesondere tiber EU- und Bundesmittel
kofinanzierten geforderten Projekte mangels Eigenmitteln nicht im notwendigen
Umfang durchgefiihrt werden.

Auferung des Landesrechnungshofs Niederosterreich:

Der Landesrechnungshof wies nochmals auf die Vereinbarung gemdf3 Artikel 15a
B-VG hin, in der die Linder NO und Wien gemeinsam eine Evaluierung der laufen-
den Betriebskosten als Basis fiir eine Erhohung der finanziellen Beitrdge festgelegt
hatten. Diese Evaluierung hdtte vor dem Beschluss zur Aufstockung durchgefiihrt
werden miissen. Bis zum Zeitpunkt der Nachkontrolle ist sie nicht erfolgt.

Stellungnahme der Magistratsabteilung 49:

Derzeit sind etwa 2/3 der Beitrdge der Linder als ,Fixkosten® fiir Personal und
laufenden Betrieb gebunden. Ohne die Aufstockung im Jahr 2009 wire die Umset-
zung von Projekten mangels Eigenmitteln nur in sehr beschrinktem Umfang mog-
lich, zumal die Gesellschafterbeitrige nicht indexgebunden sind, Gehdlter und
Betriebskosten hingegen steigen.

Auflerung des Stadtrechnungshofs Wien:

Die Stellungnahme wurde zur Kenntnis genommen.

In Ergebnis 9 hielten der Landesrechnungshof und das Kontrollamt der Stadt
Wien folgende Empfehlung fiir die Lainder NO und Wien fest:

»,Erhohungen der Gesellschaftermittel an die Biosphirenpark Wienerwald
Management GmbH sind formal in der Mitgliederversammlung des Vereins
NO - Wien, gemeinsame Entwicklungsraume, zu beschlieflen®.

Die Empfehlung wurde nicht umgesetzt.

Die NO Landesregierung hatte in ihrer Stellungnahme zugesagt, der Anregung zu
folgen. Die Magistratsabteilung 49 hatte in ihrer Stellungnahme mitgeteilt,
dass die Anregung bei einem zukunftigen Zusatz zur Vereinbarung gemif}
Artikel 15a B-VG bzw. einer Anpassung der Vereinbarung berticksichtigt wird.
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Ein Beschluss tuiber die Erhéhung der jahrlichen Gesellschaftermittel (finan-
ziert durch die Beitrage der Linder) von 600.000,00 Euro auf 800.000,00 Euro
ab dem Jahr 2009 wurde vom Eigentiimer der Gesellschaft, dem Verein NO -
Wien, gemeinsame Entwicklungsriume, in seiner Mitgliederversammlung
nicht gefasst.

Der Landesrechnungshof und der Stadtrechnungshof Wien erwarteten, dass
die Mitgliederversammlung des Vereins NO - Wien, gemeinsame Entwick-
lungsrdume, der Erh6hung der Gesellschaftermittel auch formal durch einen
Beschluss zustimmt. Dies wire durch die Vertreter der Lander NO und Wien
im Verein sicherzustellen.

Stellungnahme der NO Landesregierung:

Die Anregung des Landesrechnungshofs wird der Mitgliederversammlung des
Vereins NO-Wien, gemeinsame Entwicklungsriume, zur Kenntnis gebracht.

Auferung des Landesrechnungshofs Niederosterreich:

Die Stellungnahme wurde zur Kenntnis genommen.

Stellungnahme der Magistratsabteilung 49:

Die Empfehlung wird seitens der Stadt Wien im Wege der Wiener Vertreter der
Mitgliederversammlung des Vereins NO-Wien, gemeinsame Entwicklungsrdume,
zur Kenntnis gebracht.

Auferung des Stadtrechnungshofs Wien:

Die Stellungnahme wurde zur Kenntnis genommen.

In Ergebnis 10 hielten der Landesrechnungshof und das Kontrollamt der
Stadt Wien folgende Empfehlung fiir die Lainder NO und Wien fest:

,Die im Zusammenhang mit der Anweisung von Finanzierungsbeitrigen in
der Vereinbarung gemafd Artikel 15a B-VG tiber die Errichtung und den Be-
trieb eines Biospharenpark Wienerwald festgelegten Regelungen, sind von den
beiden Bundesldndern einzuhalten®.

Die Empfehlung wurde nicht umgesetzt.

Die NO Landesregierung hatte in ihrer Stellungnahme zugesagt, dass die
Anregung bei einer Erginzung/Uberarbeitung des Vertrags gemifd Arti-
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kel 15a B-VG zwischen den Lindern Niederosterreich und Wien entsprechend
berticksichtigt wird. Die Magistratsabteilung 49 hatte in ihrer Stellungnahme
mitgeteilt, dass die in der Vereinbarung nach Artikel 15a B-VG festgelegte
Vorgangsweise bei einem zukinftigen Zusatz zur Vereinbarung bzw. einer
Anpassung der Vereinbarung iiberdacht und gegebenenfalls einvernehmlich
geandert werden soll.

Die Linder NO und Wien wiesen ihre finanziellen Beitrige fiir den Betrieb
nach wie vor direkt der Gesellschaft an. Diese Vorgangsweise stellte zwar eine
Verwaltungsvereinfachung dar, widersprach aber der Vereinbarung gemaif}
Artikel 15a B-VG zur Errichtung und zum Betrieb eines Biosphirenparks
Wienerwald, welche eine Anweisung iiber den Gesellschaftseigentiimer und
damit iiber den Verein NO - Wien, gemeinsame Entwicklungsraume, vorsah.

Der Landesrechnungshof und der Stadtrechnungshof Wien empfahlen, die
von den Vertragspartnern geiibte direkte Anweisung an die Gesellschaft in der
Vereinbarung gemafd Artikel 15a B-VG zur Errichtung und zum Betrieb des
Biospharenparks Wienerwald zu verankern.

Stellungnahme der NO Landesregierung:

Die Anregung des Landesrechnungshofs wird bei einem kiinftigen Zusatz bzw.
einer Anpassung der Vereinbarung iiberdacht und gegebenenfalls einvernehmlich
umgesetzt werden.

Auferung des Landesrechnungshofs Niederosterreich:

Der Landesrechnungshof betonte, dass die bestehende Vereinbarung gemdfs Arti-
kel 15a B-VG solange rechtsgiiltig ist, bis sie von beiden Lindern einvernehmlich
abgedndert wird. Bis zu einem allfilligen kiinftigen Zusatz bzw. einer Anpassung
waren die bestehende Vereinbarung und die darin festgelegten Regelungen einzu-
halten.

Stellungnahme der Magistratsabteilung 49:

Bis Februar 2014 wurde die Vereinbarung nach Artikel 15a B-VG betreffend den
Biosphdrenpark Wienerwald nicht tiberarbeitet. Die Anregung wird jedenfalls bei
einer zukiinftigen Uberarbeitung oder Ergiinzung behandelt.

Auflerung des Stadtrechnungshofs Wien:

Die Stellungnahme wurde zur Kenntnis genommen.
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In Ergebnis 11 hielten der Landesrechnungshof und das Kontrollamt der
Stadt Wien folgende Empfehlung fiir die Lander NO und Wien fest:

,Von den beiden Landern NO und Wien sollten die in der Vereinbarung nach
Artikel 15a Bundes-Verfassungsgesetz hinsichtlich der Eigentumsverhiltnisse
und der Finanzierung der Biosphirenpark Wienerwald Management GmbH
vereinbarten Regelungen dahingehend uberprift werden, ob sie insgesamt
noch den urspringlichen Intentionen entsprechen und gegebenenfalls einver-
nehmlich Abanderungen festgelegt und beschlossen werden®.

Die Empfehlung wurde nicht umgesetzt.

Die NO Landesregierung hatte in ihrer Stellungnahme zugesagt, dass die
Anregung bei einer Erginzung/Uberarbeitung des Vertrags gemif Arti-
kel 15a B-VG berticksichtigt wird. Die Magistratsabteilung 49 hatte in ihrer
Stellungnahme mitgeteilt, dass die in der Vereinbarung nach Artikel 15a B-VG
festgelegte Vorgangsweise bei einem zukiinftigen Zusatz zur Vereinbarung
bzw. einer Anpassung der Vereinbarung nach Artikel 15a B-VG tiberdacht und
gegebenenfalls einvernehmlich geandert werden soll.

Der Landesrechnungshof und der Stadtrechnungshof Wien erfuhren bei der
Nachkontrolle, dass die Empfehlungen im Aufsichtsrat der Gesellschaft disku-
tiert, dazu jedoch keine Beschliisse gefasst wurden. Weitere Schritte zu einer
zweckmafligen Anpassung oder Erganzung der im Jahr 2006 abgeschlossenen
Vereinbarung folgten nicht.

Die Kontrolleinrichtungen bekriftigten ihre Empfehlung, die Vereinbarung
gemif’ Artikel 15a B-VG zur Errichtung und zum Betrieb eines Biosphiren-
parks Wienerwald aus dem Jahr 2006 dahingehend zu uberpriifen, ob sie
insgesamt noch den urspringlichen Intentionen entspricht und gegebenen-
falls Abanderungen vorzunehmen.

Abweichungen der geiibten Vorgangsweisen von der geltenden Ver-
einbarung nach Artikel 15a B-VG sollten vermieden werden.

Stellungnahme der NO Landesregierung:

Die Anregung des Landesrechnungshofs wird bei einem kiinftigen Zusatz bzw.
einer Anpassung der Vereinbarung tiberdacht und gegebenenfalls einvernehmlich
umgesetzt werden.

Auferung des Landesrechnungshofs Niederosterreich:

Die Stellungnahme wurde zur Kenntnis genommen.
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Stellungnahme der Magistratsabteilung 49:

Bis Februar 2014 wurde die Vereinbarung nach Artikel 15a B-VG betreffend den
Biosphdrenpark Wienerwald nicht tiberarbeitet. Die Anregung wird jedenfalls bei
einer zukiinftigen Uberarbeitung oder Ergiinzung behandelt.

Auflerung des Stadtrechnungshofs Wien:

Die Stellungnahme wurde zur Kenntnis genommen.

In Ergebnis 12 hielten der Landesrechnungshof und das Kontrollamt der
Stadt Wien folgende Empfehlung fiir die Linder NO und Wien sowie fiir die
Gesellschaft fest:

,Die Anweisung der Finanzmittel fur den Betrieb aufgrund der nach Arti-
kel 15a Bundes-Verfassungsgesetz abgeschlossenen Vereinbarung sollte auf
der Basis eines Zahlungs- und Terminplans erfolgen, in dem sowohl die An-
weisungstermine als auch die Hohen der einzelnen Teilbetrige festgelegt sind.
Eine Vereinbarung in dieser Form sollte von der Biosphirenpark Wienerwald
Management GmbH angestrebt werden. Nicht sofort benotigte Gelder wiren
von der Gesellschaft beispielsweise auf Festgeldkonten mit hoherer Verzin-
sung anzulegen®.

Die Empfehlung wurde grof3teils umgesetzt.

Die NO Landesregierung und die Magistratsabteilung 49 hatten in ihren
Stellungnahmen zugesagt, die Anregung im Rahmen der budgetiren Vorgaben
bzw. Rahmenbedingungen umzusetzen. Die Gesellschaft hatte mitgeteilt, dass
sie eine entsprechende Vereinbarung mit den Landern NO und Wien anstre-
ben wird und die Veranlagung nicht sofort benétigter, hoherer Geldbetrage ab
sofort erfolgt.

Die Geschiftsfithrung legte nunmehr dem Aufsichtsrat regelmiflig gegliederte
Finanz- und Liquiditatsplane fir kommende Jahresquartale vor, in denen die
jeweils beanspruchten Anteile an den finanziellen Beitrigen der Lander (Ge-
sellschaftermittel von insgesamt jahrlich 800.000,00 Euro) aufschienen. Diese
Pline nahm der Aufsichtsrat, dem die fur die Anweisung der Betrige zustin-
digen Vertreter der Lander angehoren, zur Kenntnis.

Da ihre Finanzpline bei der Uberweisung der anteiligen Linderbeitrige be-
riicksichtigt wurden, konnte die Gesellschaft nunmehr Zahlungsverpflichtun-
gen zeitgerecht eingehen und erfullen. Mit dieser terminlich abgestimmten
Vorgangsweise konnten tberdies hohere Einlagenstinde auf dem Girokonto
der Gesellschaft tiber lingere Zeitraume vermieden werden. Daher und wegen
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der niedrigen Zinsen erfolgte jedoch keine Veranlagung der Geldbestiande des
Girokontos auf einem Festgeldkonto. Die Geschiaftsfithrung achtete auf eine
optimale Verzinsung auf dem Girokonto.

6. Evaluierung der Gesellschaft

Die Gesellschaft war im Jahr 2008 von einer privaten Unternehmung evalu-
iert worden. Der Evaluierungsauftrag umfasste die Geschaftstatigkeit und die
Kosten des laufenden Betriebs und wurde direkt vergeben.

In Ergebnis 13 hielten der Landesrechnungshof und das Kontrollamt der
Stadt Wien zur direkten Auftragsvergabe folgende Empfehlung an die Gesell-
schaft fest:

©BPWW
»~Auch bei einer moéglichen Direktvergabe sollten von der Biosphirenpark
Wienerwald Management GmbH Vergleichs- und Alternativangebote einge-
holt werden, um bei Leistungsbeauftragungen ein moglichst optimales Preis-
Leistungsverhiltnis zu erreichen®.

Die Empfehlung wurde umgesetzt.

Die Gesellschaft hatte in ihrer Stellungnahme zugesagt, hinkiinftig jedenfalls
Vergleichsangebote einzuholen.

Eine neuerliche Evaluierung wurde nicht beauftragt. Wie zugesagt, holte die
Gesellschaft jedoch vor anderen direkten Vergaben ab einem Auftragswert
von 5.000,00 Euro zumindest zwei Vergleichsangebote ein. Daher bewerteten
der Landesrechnungshof und der Stadtrechnungshof Wien die Empfehlung als
umgesetzt.

In Exrgebnis 14 bekriftigten der Landesrechnungshof und das Kontrollamt
der Stadt Wien gegeniiber den Landern NO und Wien folgende Feststellung:
»Im Evaluierungsendbericht waren keine auf Zahlen gestiitzte Evaluierungs-

ergebnisse tiber die laufenden Betriebskosten enthalten, womit die Erh6hung
der Betriebsmittel ab dem Jahr 2009 ohne diese Grundlage erfolgt ist".

In ihren Stellungnahmen war der NO Landesregierung und der Magistratsab-
teilung 49 die Anpassung der Beitrige der Linder NO und Wien aufgrund des
Evaluierungsberichts als gerechtfertigt erschienen.

Die Empfehlung wurde nicht umgesetzt.
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Der Landesrechnungshof und der Stadtrechnungshof Wien hielten weiterhin
eine inhaltliche Beschreibung als nicht ausreichend und empfahlen erneut,
eine auf Zahlen gestiitzte Evaluierung der Betriebskosten vorzunehmen.

Stellungnahme der NO Landesregierung:

Gemdf3 der Anregung des Landesrechnungshofs werden bei allfilligen kiinftigen
Evaluierungen auch zahlenbasierte Ergebnisse in die Beurteilung einflief3en.

Auferung des Landesrechnungshofs Niederosterreich:

Die Stellungnahme wurde im Hinblick auf kiinftige Evaluierungen zur Kenntnis
genommen. Der Landesrechnungshof merkte jedoch nochmals an, dass eine Evaluie-
rung der Betriebskosten bereits als Voraussetzung fir die Erhéhung ab dem Jahr
20009 festgelegt war.

Stellungnahme der Magistratsabteilung 49:

Die Empfehlungen werden bei zukiinftigen Evaluierungen beriicksichtigt werden

Auflerung des Stadtrechnungshofs Wien:

Die Stellungnahme wurde zur Kenntnis genommen.

In Exrgebnis 15 empfahlen der Landesrechnungshof und das Kontrollamt der
Stadt Wien der Gesellschaft:

,,Bei weiteren Evaluierungen durch externe Unternehmen sind die Auftrags-
inhalte zu definieren und die vollstindige Auftragserfiillung sicher zu stellen®.

Die Empfehlung wurde nicht umgesetzt.

Die Gesellschaft hatte in ihrer Stellungnahme zugesagt, bei kinftigen Evaluie-
rungen durch externe Unternehmen die Auftragsinhalte genau zu definieren.
Eine Evaluierung war lediglich von der UNESCO zur Bestitigung des Biospha-
renparkstatus im Jahr 2015 geplant.

In diesem Zusammenhang erwarteten der Landesrechnungshof und der
Stadtrechnungshof Wien von der Gesellschaft, dass die Kosten fur die Verwal-
tung des Biosphirenparks und fiir die Geschiftstatigkeit evaluiert werden.



Biosphirenpark Wienerwald Management GmbH und Aufwendungen des Landes NO, Nachkontrolle 15

Stellungnahme der Biosphdirenpark Wienerwald Management GmbH:

Eine Evaluierung der gesamten Gesellschaft durch Externe ist im Zuge der Evalu-
ierung durch die UNESCO 2015 geplant. Damit wird der Empfehlung des Rech-
nungshofes Niederdsterreich und des Stadtrechnungshofs Wien und den Vorgaben
der UNESCO gleichermafien Rechnung getragen und gleichzeitig kommen die
dafiir aufzuwendenden Kosten optimal zum Einsatz.

Auflerung des Landesrechnungshofs Niederosterreich und des Stadt-
rechnungshofs Wien:

Die Stellungnahme wurde zur Kenntnis genommen.

In Ergebnis 16 richteten der Landesrechnungshof und das Kontrollamt der
Stadt Wien folgende Empfehlung an die Gesellschaft:

»,Die Abwicklung eines Evaluierungsauftrags hat so zu erfolgen, dass ein objek-
tives aussagekraftiges Evaluierungsergebnis sicher gestellt und als Grundlage
fur Entscheidungen der Gesellschaftsorgane geeignet ist®.

Die Empfehlung wurde nicht umgesetzt.

Die Gesellschaft hatte in ihrer Stellungnahme die Umsetzung dieser Empfeh-
lung fir kiinftige Evaluierungen zugesagt.

Der Landesrechnungshof und der Stadtrechnungshof Wien erwarteten von
der Gesellschaft, dass die nachste Evaluierung so beauftragt und abgewickelt
wird, dass damit nachvollziehbare Daten und messbare Ergebnisse vorliegen.

Stellungnahme der Biosphdirenpark Wienerwald Management GmbH:

Eine Evaluierung der gesamten Gesellschaft durch Externe ist im Zuge der Evalu-
ierung durch die UNESCO 2015 geplant. Damit wird der Empfehlung des Rech-
nungshofes Niederisterreich (und des Kontrollamtes der Stadt Wien) und den
Vorgaben der UNESCO gleichermafien Rechnung getragen und gleichzeitig kom-
men die dafiir aufzuwendenden Kosten optimal zum Einsatz.

Auferung des Landesrechnungshofs Niederosterreich und des Stadt-
rechnungshofs Wien:

Die Stellungnahme wurde zur Kenntnis genommen.
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7. Rechnungswesen und Jahresabschliisse der
Gesellschaft

In Ergebnis 17 hielten der Landesrechnungshof und das Kontrollamt der
Stadt Wien folgende Empfehlung an die Gesellschaft fest:

»,Der Biosphiarenpark Wienerwald Management GmbH wird eine freiwillige
Prufung der Jahresabschlisse im Sinne der §§ 268 ff Unternehmensgesetz-
buch durch einen von der Generalversammlung bestellten Abschlusspriifer
empfohlen®.

©BPWW  Die Empfehlung wurde umgesetzt.

Die Gesellschaft hatte in ihrer Stellungnahme zugesagt, die Empfehlung unter
Abwiagung der zusatzlichen Kosten zu priifen.

Die Generalversammlung der Gesellschaft bestellte mit Umlaufbeschluss vom
3. bzw. 4. Juli 2013 erstmals einen Abschlusspriifer.

In Ergebnis 18 richteten der Landesrechnungshof und das Kontrollamt der
Stadt Wien folgende Empfehlung an die Gesellschaft:

»Der Bericht zum Jahresabschluss ist kiinftig durch ausfihrlichere schriftliche
Erlduterungen, des bislang meist unkommentierten Zahlenwerks, zu ergian-

«

zen®.
Die Empfehlung wurde umgesetzt.

Die Gesellschaft hatte in ihrer Stellungnahme zugesagt, der Empfehlung zu
entsprechen.

Die Erlduterungen zum Jahresabschluss wurden erweitert. Ab dem Geschifts-
jahr 2012 erfolgte auflerdem eine Umstellung in der Gliederung der Aufwen-
dungen, wodurch eine bessere Ubersicht fiir den Aufsichtsrat gegeben war.

In Ergebnis 19 richteten der Landesrechnungshof und das Kontrollamt der
Stadt Wien folgende Empfehlung an die Gesellschaft:

,Eine zeitnahe Buchung der Belege ist vorzunehmen, um grofie Buchungs-
riickstinden zu vermeiden®.

Die Empfehlung wurde umgesetzt.
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Wie von der Gesellschaft zugesagt, erfolgte die Verbuchung von Belegen nun-
mehr zeitnah, wodurch Buchungsrickstinde vermieden wurden.

Das Ergebnis 20 enthielt folgende Empfehlung des Landesrechnungshofs
und des Kontrollamts der Stadt Wien an die Gesellschaft:

»Die Biosphiarenpark Wienerwald Management GmbH soll die zeitnahe buch-
halterische Erfassung der Geschiftsvorgiange im eigenen Bereich vornehmen.*

Die Empfehlung wurde umgesetzt.

Die Gesellschaft hatte in ihrer Stellungnahme zugesagt, der Empfehlung zu
entsprechen.

Die Verbuchung von Belegen erfolgte nunmehr nach Umstrukturierungen im
Personalbereich durch eigenes Personal in der Gesellschaft.

In Ergebnis 21 richteten der Landesrechnungshof und das Kontrollamt der
Stadt Wien folgende Empfehlung an die Gesellschaft:

,Die Biosphirenpark Wienerwald Management GmbH hat dafiir zu sorgen,
dass die Grundsitze ordnungsgemifler Buchfithrung eingehalten werden,
nach denen der Bilanzstetigkeit sowohl in formaler als auch in materieller
Hinsicht Rechnung zu tragen ist®.

Die Empfehlung wurde umgesetzt.

Die Gesellschaft hatte in ihrer Stellungnahme zugesagt, der Empfehlung zu
entsprechen.

Die Geschiftsleitung rollte den bereits genehmigten Jahresabschluss des
Jahres 2011 wieder auf und legte einen uberarbeiteten Jahresabschluss fur
das Jahr 2011 nochmals der Generalversammlung zur Beschlussfassung vor.
Die revidierte Bilanz stellte die Grundlage fur Bilanzstetigkeit — nach den
Grundsitzen der ordnungsgemaifien Buchfithrung - dar.

Das Ergebnis 22 enthielt folgende Empfehlung des Landesrechnungshofs
und des Kontrollamts der Stadt Wien an die Gesellschaft:

,Die mit der Abwicklung von Projekten verbundenen Einnahmen (zB Férde-
rungen) und Ausgaben sind im Rechnungswesen der Biosphirenpark Wiener-
wald Management GmbH einheitlich und nachvollziehbar darzustellen®.

Die Empfehlung wurde umgesetzt.
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Die Gesellschaft hatte in ihrer Stellungnahme zugesagt, der Empfehlung zu
entsprechen.

Die Umstrukturierung im Personalbereich fiithrte auch zu Verbesserungen in
der Abwicklung von Projekten sowie in der Darstellung der projektbezogenen
Einnahmen und Ausgaben im Rechnungswesen.

In Ergebnis 23 empfahlen der Landesrechnungshof und das Kontrollamt der
Stadt Wien der Gesellschaft:

»Im Hinblick auf eine klare und aussagekraftige Darstellung der Erfolgsrech-
nung kénnte die Ermittlung eines Rohergebnisses unterbleiben®.

Die Empfehlung wurde umgesetzt.

Wie von der Gesellschaft zugesagt, unterblieb die Ermittlung von Rohergeb-
nissen nach der Umstellung auf das neue Gliederungsschema.

In Ergebnis 24 hielten der Landesrechnungshof und das Kontrollamt der
Stadt Wien folgende Empfehlung an die Gesellschaft fest:

»Die Personalkosten sind periodengerecht darzustellen®.
Die Empfehlung wurde umgesetzt.

Die Gesellschaft hatte in ihrer Stellungnahme zugesagt, der Empfehlung zu
entsprechen.

Die Empfehlung betraf die Abgrenzung des Gehaltsaufwands fiir den vom
Land NO tberlassenen Geschiftsfithrer. Dieser war nicht mehr fiir die Gesell-
schaft titig. Die neue Geschiftsfihrung stand in einem direkten Dienstver-
haltnis mit der Gesellschaft, wodurch die periodengerechte Darstellung ihrer
Personalkosten sichergestellt war.

In Ergebnis 25 richteten der Landesrechnungshof und das Kontrollamt der
Stadt Wien folgende Empfehlung an die Gesellschaft:

»,Die Biosphirenpark Wienerwald Management GmbH sollte die Berichte an
den Aufsichtsrat nach den Vorgaben des GmbH-Gesetzes hinsichtlich des
Informationsinhalts verbessern, um kiinftige Entwicklungen der Vermégens-,
Finanz- und Ertragslage in geeigneter Weise darzustellen.”

Die Empfehlung wurde umgesetzt.
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Die Gesellschaft hatte in ihrer Stellungnahme zugesagt, der Empfehlung zu
entsprechen und die Berichtform zu dndern.

Die Berichte fir den Aufsichtsrat waren nach dem neuen Schema der Gliede-
rung des Jahresabschlusses aufgebaut und informierten tber die Liquiditat
der Gesellschaft und die voraussichtliche, kinftige Entwicklung der Vermo-
gens-, Finanz- und Ertragslage.

Das Ergebnis 26 enthielt folgende Empfehlung des Landesrechnungshofs
und des Kontrollamts der Stadt Wien fiir die Gesellschaft:

,Die Finanzplanung ist an die Struktur der Erfolgsrechnung anzupassen,
damit auf dieser Grundlage aussagefihige ,Erfolgs-/ Zwischenergebnisrech-
nungen” und auch detaillierte Soll-Ist-Vergleiche erstellt werden kénnen.“

Die Empfehlung wurde umgesetzt.

Wie in ihrer Stellungnahme zugesagt, stimmte die Gesellschaft ihre Finanz-
planung nunmehr auf das neue Gliederungsschema ab.

8. Projekte der Gesellschaft

Der Landesrechnungshof und der Stadtrechnungshof Wien fithrten die Nach-
kontrolle bei stichprobenartig ausgewihlten Projekten durch.

In Ergebnis 27 hielten der Landesrechnungshof und das Kontrollamt der
Stadt Wien folgende Empfehlung an die Gesellschaft fest:

»Alle Projekte sollten umfassend dokumentiert und einheitlich buchhalterisch
dargestellt werden, wobei alle mit den einzelnen Projekten verbundenen
Kosten zu bertcksichtigen sind.”

Die Empfehlung wurde umgesetzt.

Die Gesellschaft hatte in ihrer Stellungnahme mitgeteilt, dass eine entspre-
chende Darstellung der Projektkosten bereits umgesetzt wurde.

Die Gesellschaft beantragte in den letzten Jahren regelmiflig Mittel aus dem
kofinanzierten EU-Férderprogramm , Entwicklung fiir den Landlichen Raum,
2007-2013". Dafiir musste die Projektdokumentation im Rahmen der Gesell-
schaft iiberarbeitet werden. Die Anderungen verbesserten insgesamt die
Darstellung der Projektkosten und der Projektdokumentation.
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Aufderdem konnte die Gesellschaft die von ihr eingesetzten Eigenmittel durch
die Kofinanzierung aus Mitteln des Bundes, der Lander, der Projektpartner
und der Europiischen Union verstirken und damit mehr Projekte umsetzen.

Im Ergebnis 28 empfahlen der Landesrechnungshof und das Kontrollamt der
Stadt Wien der Gesellschaft:

»Die vergaberechtlichen Vorschriften und Schwellenwerte sind zu beachten.
Insbesondere betrifft dies die Erstellung von ordnungsgemiflen Ausschrei-
bungsunterlagen (Ausschreibungsbestimmungen, Vertragsbestimmungen
inklusive Zahlungsbestimmungen sowie eine Leistungsbeschreibung), die
Schitzung der Leistungswerte, die Wahl des Vergabeverfahrens, die Prifung
der Preisangemessenheit und eine nachvollziehbare Vergabedokumentation®.

Die Empfehlung wurde umgesetzt.

Die Gesellschaft hatte in ihrer Stellungnahme zugesagt, der Empfehlung zu
entsprechen. Zur Umsetzung siehe die Ausfuhrungen in Ergebnis 29.

Im Ergebnis 29 hielten der Landesrechnungshof und das Kontrollamt der
Stadt Wien folgende Empfehlung an die Gesellschaft fest:

L2Auftrige sind von der Gesellschaft rechtzeitig und in jedem Fall schriftlich
vor Beginn der Leistungserbringung zu erteilen®.

Die Empfehlung wurde umgesetzt.

Auch zu dieser Empfehlung hatte die Gesellschaft in ihrer Stellungnahme eine
Umsetzung zugesagt.

Der Landesrechnungshof und der Stadtrechnungshof Wien stellten nunmehr
fest, dass die Gesellschaft nach der Prafung im Jahr 2010 bis zur Nachkon-
trolle keine Auftrage mehr erteilt hatte, bei denen der geltende Schwellenwert
von 100.000,00 Euro (§ 41 BVergG 2006) fur Direktvergaben iiberschritten
wurde. Die Gesellschaft fiihrte jedoch Direktvergaben unter dem Schwellen-
wert durch. Bei den im Zuge der Nachkontrolle stichprobenartig tberpriften
Projekten wurden vor der Beauftragung Preisvergleiche und Preisauskiinfte
eingeholt.



Biosphirenpark Wienerwald Management GmbH und Aufwendungen des Landes NO, Nachkontrolle 21

Eine im Handbuch zum Internen Kontrollsystem (IKS-Handbuch) enthaltene
Regelung der Geschiftsfithrung verlangte, dass zur Beurteilung der Preisan-
gemessenheit bei Auftrigen mit einem voraussichtlichen Leistungswert zwi-
schen 5.000,00 Euro und 10.000,00 Euro zumindest zwei Kostenvoranschlige
und tber 10.000,00 Euro drei Kostenvoranschlige eingeholt werden.

Die Ergebnisse der Preisvergleiche und Preisauskiinfte sowie die Kostenvoran-
schldge waren in den Aufzeichnungen der Gesellschaft (schriftlich oder elekt-
ronisch) dokumentiert. Die uberpriiften Beauftragungen erfolgten jeweils
schriftlich im Vorhinein.

Der Landesrechnungshof und der Stadtrechnungshof Wien sahen ihre Emp-
fehlungen als umgesetzt an.

Das Ergebnis 30 enthielt folgende Empfehlung des Landesrechnungshofs
und des Kontrollamts der Stadt Wien fiir das Land Wien und die Gesellschaft:

»,vVom Land Wien und der Biosphirenpark Wienerwald Management GmbH
sind die grundsitzlichen Regelungen im Zusammenhang mit der Férderung
von Projekten einzuhalten. Dies betrifft insbesondere den gesamten Ablauf
des Forderungsverfahrens und dessen schriftliche Dokumentation.“

Die Empfehlung wurde umgesetzt.

Die Magistratsabteilung 49 und die Gesellschaft hatten in ihren Stellungnah-
men versichert, sich zu bemiihen, die vorgegebenen Ablaufe einzuhalten.

Die Gesellschaft iiberarbeitete ihr Projektmanagement und richtete ein Be-
richtswesen mit Finanz- und Liquidititsplanen ein, die tber die Finanzlage
rechtzeitig informierten. Die Foérderverfahren waren jedenfalls schriftlich
oder auch elektronisch dokumentiert, wobei fir deren Abwicklung Checklisten
verwendet wurden.

In Ergebnis 31 empfahlen der Landesrechnungshof und das Kontrollamt der
Stadt Wien der Gesellschaft:

»von der Biosphirenpark Wienerwald Management GmbH sind die bei der
Ausstellung von Rechnungen giiltigen Formvorschriften einzuhalten sowie die
ordnungsgemifie und periodengerechte Verbuchung von Geschiftsfillen
sicherzustellen®.

Die Empfehlung wurde umgesetzt.
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Wie von der Gesellschaft zugesagt, erfolgte die Verbuchung der Geschiftsfille
nunmehr zeitnah und periodengerecht, wobei die von der Gesellschaft ausge-
stellten Rechnungen den allgemeinen Formerfordernissen entsprachen.

In Ergebnis 32 hielten er Landesrechnungshof und das Kontrollamt der
Stadt Wien folgende Empfehlung an die Gesellschaft fest:

»Die Biosphirenpark Wienerwald Management GmbH sollte Beteiligungen an
Projektfinanzierungen in schriftlichen Vereinbarungen mit den Projektpart-
nern umfassender und genauer festlegen. Die gesamten Projektinhalte sowie
die von den einzelnen Projektpartnern beizubringenden inhaltlichen und
finanziellen Leistungen sind dabei detailliert zu definieren®.

Die Empfehlung wurde umgesetzt.

Die Gesellschaft hatte in ihrer Stellungnahme zugesagt, der Empfehlung zu
entsprechen.

Fir die im Rahmen des EU-Forderprogramms ,Entwicklung fur den Landli-
chen Raum, 2007-2013“ abgewickelten Projekte galten die vom Bundesminis-
terium fiir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft erlasse-
nen Sonderrichtlinien. Aufgrund dieser Richtlinien waren Projektinhalte
sowie die von Projektpartnern beizubringende Leistungen genau festzulegen
und schriftlich zu vereinbaren. Dies wurde fur andere Projekte und Vereinba-
rungen der Gesellschaft iibernommen.

In Ergebnis 33 wurde folgende Empfehlung des Landesrechnungshofs und
des Kontrollamts der Stadt Wien fiir die Gesellschaft festgehalten:

,von der Biosphirenpark Management GmbH sollte eine nachvollziehbare
Verrechnung und korrekte Verbuchung von Projekt- bzw. Veranstaltungskos-
ten oder Projekt- bzw. Veranstaltungskostenanteilen sichergestellt werden®.

Die Empfehlung wurde teilweise umgesetzt.

Die Gesellschaft hatte in der Stellungnahme zugesagt, kiinftig auf eine verbes-
serte Nachvollziehbarkeit der Projektverrechnung bzw. Veranstaltungsver-
rechnung und korrekte Verbuchung zu achten.

Bei der Nachkontrolle befand sich die Verbuchung von Projekt- bzw. Veran-
staltungskosten in einer Umstellungsphase. In Bezug auf eine verbesserte
Nachvollziehbarkeit der Projekt- bzw. Veranstaltungsverrechnung und deren
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richtige Verbuchung stellten der Landesrechnungshof und der Stadtrech-
nungshof Wien erste Fortschritte fest.

Stellungnahme der Biosphéirenpark Wienerwald Management GmbH:

Das Projektmanagement wurde grundlegend umstrukturiert und die Abwicklung
der Projekte und Projektkosten klaren Regeln unterworfen. Darin eingebunden
sind auch die Auftragsvergabe beziehungsweise die Einholung von Kostenvoran-
schligen. Diese Regeln wurden bei bereits linger laufenden Projekten in noch
umsetzbaren Punkten angewendet, bei neu gestarteten Projekten greifen die
neuen Regeln bereits vollstindig.

Auferung des Landesrechnungshofs Niederosterreich und des Stadt-
rechnungshofs Wien:

Die Stellungnahme wurde zur Kenntnis genommen.

In Ergebnis 34 richteten der Landesrechnungshof und das Kontrollamt der
Stadt Wien folgende Empfehlung an die Gesellschaft:

»von der Biosphiarenpark Management GmbH sollten im Hinblick auf einen
gezielten Einsatz der begrenzt zur Verfugung stehenden Finanzmittel bei der
Planung von Festveranstaltungen bzw. Festveranstaltungsbeteiligungen
Kosten-Nutzen-Analysen vorangestellt werden®.

Die Empfehlung wurde umgesetzt.

Die Gesellschaft hatte in ihrer Stellungnahme auf durchgefithrte Kosten-
Nutzen-Uberlegungen zu Veranstaltungen hingewiesen und zugesagt, diese
kunftig schriftlich zu dokumentieren.

Wie zugesagt, stellte die Gesellschaft weitere Kosten-Nutzen-Uberlegungen
zur Durchfihrung von Festveranstaltungen an und fiithrte seither keine Fest-
veranstaltungen mehr durch. Damit entfielen Kosten von rund 50.000,00
Euro, die fur andere Vorhaben eingesetzt werden konnten.

In Ergebnis 35 empfahlen der Landesrechnungshof und das Kontrollamt der
Stadt Wien der Gesellschaft:

»Bei wiederholter Leistungsbeauftragung sollte uberpriift werden, ob der
angebotene Leistungsumfang im selben Ausmaf} erbracht wurde bzw. zu
erbringen ist".

Die Empfehlung wurde umgesetzt.
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Die Gesellschaft hatte in ihrer Stellungnahme zugesagt, der Empfehlung in
Hinkunft zu entsprechen.

Diese Empfehlung betraf die jihrlich durchgefiihrte Weinprimierung. Die
Gesellschaft holte fuir das Folgeprojekt entsprechend der internen Regelung
zur Beurteilung der Preisangemessenheit zwei Vergleichsangebote ein und
konnte damit die Kosten um rund 4.700,00 Euro bzw. mehr als die Halfte
senken. Aufierdem wurde darauf geachtet, dass Leistungen nur einmal bezahlt
und finanzielle Vorteile vorangegangener Beauftragungen (Vorleistungen)
berticksichtigt werden.

In Ergebnis 36 richteten der Landesrechnungshof und das Kontrollamt der
Stadt Wien folgende Empfehlung an die Gesellschaft:

,Das Projekt ,Weinpriamierung® sollte gemeinsam mit Partnern aus der
Weinwirtschaft finanziert, nach einheitlichen und nachvollziehbaren Krite-
rien abgewickelt und im Rechnungswesen der Biosphirenpark Management
Gesellschaft mbH abgebildet werden®.

Die Empfehlung wurde umgesetzt.

Die Gesellschaft hatte in ihrer Stellungnahme zugesagt, sich noch intensiver
um eine finanzielle Beteiligung durch die Weinwirtschaft zu bemithen und das
Projekt im Rechnungswesen der Gesellschaft abzubilden.

Das Projekt ,Weinpramierung“ wurde neu aufgesetzt und seit dem Jahr 2011
im Rahmen des EU-Forderprogramms ,Entwicklung fir den Landlichen
Raum, 2007-2013“ kofinanziert. Der finanzielle Beitrag der Gesellschaft blieb
gleich.

Seither durften ausschlief’lich drei Qualitatsweine pro Betrieb aus gebietstypi-
schen Sorten zum Wettbewerb eingereicht werden, die auf kontrolliert biolo-
gischen Flachen (oder auf Flichen in Umstellung) oder nach den Regeln der
kontrollierten integrierten Produktion im Biosphirenpark Wienerwald ge-
wachsen sind.

Die Projektkosten waren im Rechnungswesen der Gesellschaft nachvollzieh-

bar abgebildet.

9. Internes Kontrollsystem (IKS)

In Ergebnis 37 hielten der Landesrechnungshof und das Kontrollamt der
Stadt Wien folgende Empfehlung fur die Gesellschaft fest:
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,Ein internes Kontrollsystem fur die Biosphirenpark Wienerwald Manage-
ment GmbH ist zu installieren®.

Die Empfehlung wurde umgesetzt.

Die Gesellschaft richtete — wie in ihrer Stellungnahme zugesagt — ein internes
Kontrollsystem ein und hat dazu ein ,IKS-Handbuch®, das allen Mitarbeitern
zur Verfiigung stand, verfasst.

Das IKS-Handbuch beinhaltete Regelungen und Leitfiden, die von den Mitar-
beitern einzuhalten sind. Zudem wurden die Abwicklungsschritte fiir Projekte
und Abrechnungen sowie fur Geschiftsvorginge definiert, die eine interne
Kontrolle im Rahmen der Gesellschaftstatigkeit ermdoglichen.

10. NO Entschidigungszahlungen

In Ergebnis 38 empfahl der Landesrechnungshof dem Land NO:

»,Die Verrechnung der im Rahmen der Holzverwertung erzielten Erlése und
die Verwendung dieser Erlése sind im Sinne der Voranschlags- und Rech-
nungsabschlussverordnung vollstindig in der Gebarung des Landes NO dar-
zustellen®.

Die Empfehlung wurde nicht umgesetzt.

Die NO Landesregierung hatte in ihrer Stellungnahme die Ansicht vertreten,
dass aus Artikel IV (5) des Managementvertrags mit der Osterreichischen
Bundesforste AG keine Forderung des Landes NO ableitbar ist und das Land
NO nur die Verwendung der Erlose aus der Holzverwertung aufierhalb der
Gebarung des Landes NO bestimmen konnte. Gemify Artikel IV (5) waren
diese Erlose aus der Holzverwertung fur den Biosphirenpark zweckgewidmet.

Im Zeitraum 2010 bis 2012 betrugen die Erlose aus der Holzverwertung
abzuglich der Frachtkosten 73.400,00 Euro. Diese Erlése und deren Verwen-
dung wurden nach wie vor direkt iiber ein Treuhandkonto bei der Osterreichi-
sche Bundesforste AG an die Gesellschaft oder an die Abteilungen Raumord-
nung und Regionalpolitik RU2 und Naturschutz RU5 verrechnet. Die Abtei-
lungen verwendeten die Betrige zur Kofinanzierung von Projekten fiir den
Biospharenpark.

Die Erlose aus der Holzverwertung und deren Verwendung schienen im Rech-
nungsabschluss des Landes NO nicht auf. Der Teilabschnitt 1/02213 , Bio-
sphirenpark Wienerwald® wies nur die der Gesellschaft jahrlich zur Verfiigung
gestellten 400.000,00 Euro aus.



26 Biosphirenpark Wienerwald Management GmbH und Aufwendungen des Landes NO, Nachkontrolle

Der Landesrechnungshof wies erneut auf die Einhaltung der Voranschlags-
und Rechnungsabschlussverordnung hin und bekraftigte seine Empfehlung,
die Verrechnung der Erlose aus der Holzverwertung und deren Verwendung
nachvollziehbar im Rechnungsabschluss darzustellen.

Stellungnahme der NO Landesregierung:

Es handelt sich bei den in Rede stehenden Erlésen nicht um Einnahmen, Forderun-
gen oder Erlose des Landes NO. Vielmehr liegen Einnahmen der OBf aus bestimm-
ten Verkaufssachverhalten ihres Holzes vor, hinsichtlich deren Verwendung sich
das Land NO blof3 Mitspracherechte ausbedungen hat. Einnahmen des Landes NO
im Sinne der oben genannten Bestimmung sind daher nicht erkennbar.

Auflerung des Landesrechnungshofs Niederosterreich:

Der Argumentation, dass Erlose aus der Holzverwertung iiber deren Verwendung
das Land NO verfiigungsberechtigt ist keine Einnahmen des Landes NO darstellen,
konnte nicht gefolgt werden. Der Landesrechnungshof hielt daher an seiner Emp-
fehlung, die Verrechnungsvorschriften sowie die Verrechnung der Erlose aus der
Holzverwertung und deren Verwendung im Rechnungsabschluss darzustellen, fest.

In Ergebnis 39 hielt der Landesrechnungshof folgende Empfehlung fur das
Land NO fest:

»Die Entschidigungshohe fiir das im Besitz des Landes Wien stehenden Ge-
biets sollte gemif} der bestehenden Bewertungsrichtlinie angepasst werden®.

Die Empfehlung wurde nicht umgesetzt.

Die NO Landesregierung hatte in ihrer Stellungnahme mitgeteilt, dass bis
dato noch kein Entschidigungsvertrag mit dem Land Wien, Magistratsabtei-
lung 49, abgeschlossen worden ist. Sie hatte jedoch zugesagt, bei Abschluss
eines entsprechenden Vertrags die Empfehlung zu berticksichtigen.

Der angesprochene Entschidigungsvertrag wurde am 18. bzw. 20. Juli 2011
zwischen der Gesellschaft und dem Land Wien, vertreten durch die Magist-
ratsabteilung 49, abgeschlossen. Darin wurde die Hohe der Entschidigung fur
das im Besitz des Landes Wien stehende Gebiet jedoch nicht angepasst und
der Ertragswert inklusive der Jagdpachteinnahmen ermittelt.

Der Landesrechnungshof empfahl daher, die Entschidigungsh6éhe gemaf} der
definierten Bewertungsrichtlinie anzupassen.
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Stellungnahme der NO Landesregierung:

Die Anregung des Landesrechnungshofs wird bei einem kiinftigen Zusatz bzw.
einer Anpassung des Entschddigungsvertrags iiberdacht und gegebenenfalls ein-
vernehmlich umgesetzt werden.

AuBlerung des Landesrechnungshofs Niederdsterreich:

Die Anpassung der Entschddigungshohe sollte nicht nur ,iiberdacht und gegebenen-
falls einvernehmlich“ umgesetzt sondern kurzfristig realisiert werden. Damit konn-
te das Land NO nach Berechnung des Landesrechnungshofs jihrlich rund
1.400,00 Euro einsparen.

In Ergebnis 40 richtete der Landesrechnungshof folgende Empfehlung an
das Land NO:

,Der NO Landesregierung sind ausnahmslos inhaltlich richtige und vollstan-
dige Vertrige bzw. Vertragsmuster zur Beschlussfassung vorzulegen®.

Die Empfehlung wurde umgesetzt.

Die NO Landesregierung hatte in ihrer Stellungnahme darauf hingewiesen,
dass ihrem Beschluss jene Vertragsmuster zugrunde lagen, welche die héochs-
ten finanziellen Verpflichtungen beinhalteten. Die nicht beigelegten Entschi-
digungsvertrige wichen von der Vorlage nur in Detailbereichen ab.

Im Juli 2011 schloss die Gesellschaft mit dem Land Wien, vertreten durch die
Magistratsabteilung 49, ein Ubereinkommen, mit dem eine jahrliche Entscha-
digung fur die Beschrinkung der wirtschaftlichen Nutzung einer im Besitz der
Stadt Wien stehenden Kernzonenfliche des Biosphirenparks Wienerwald
vereinbart wurde.

Die Finanzierung der Entschidigung von 28.590,00 Euro (wertgesichert) aus
Mitteln des Landes NO regelte ein zweites Ubereinkommen zwischen dem
Land NO und der Gesellschaft. Der Vertragsentwurf wurde von der
NO Landesregierung am 12. Juli 2011 beschlossen und entsprach dem unter-
fertigten Ubereinkommen in allen Punkten.
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Das Ergebnis 41 enthielt folgende Empfehlung des Landesrechnungshofs fiir
das Land NO:

»,Die Abteilung Raumordnung und Regionalpolitik RU2 hat die nach Ablauf
der Vertragsnaturschutzvertrage vom Land NO zusitzlich zu tragenden Ent-
schidigungsleistungen fir Kernzonenflichen des Biosphirenparks Wiener-
wald budgetir zu berticksichtigen®.

Die Empfehlung wurde nicht umgesetzt.

Die NO Landesregierung hatte in ihrer Stellungnahe zugesagt, der Anregung
zum gegebenen Zeitpunkt zu folgen.

Fur zusatzliche Entschidigungszahlungen fur Kernzonenflichen in einer
Groflenordnung von rund 75.000,00 Euro jahrlich wird nach Auslaufen der
Vereinbarungen zum Vertragsnaturschutz des Bundes von der NO Landesre-
gierung finanziell vorzusorgen sein.

Stellungnahme der NO Landesregierung:

Die Anregung des Landesrechnungshofs wird zum gegebenen Zeitpunkt beriick-
sichtigt werden.

Auferung des Landesrechnungshofs Niederdsterreich:

Die Stellungnahme wurde zur Kenntnis genommen.

11. Veranschlagung und Verrechnung

In Ergebnis 42 hielten der Landesrechnungshof und das Kontrollamt der
Stadt Wien folgende Empfehlung fiir die Lander NO und Wien fest:

“Im Hinblick auf die Kostenwahrheit sind alle mit dem Geschiftsbetrieb der
Biosphirenpark Wienerwald Management GmbH verbundenen Aufwendun-
gen dieser zuzuordnen®.

Die Empfehlung wurde umgesetzt.

Die NO Landesregierung und die Magistratsabteilung 49 hatten in ihren
Stellungnahmen die Empfehlung zur Kenntnis genommen.

Seit dem Jahr 2011 trug die Gesellschaft die Kosten fur die Miete ihrer Buro-
raume und fir die Wartung der Homepage und wies diese Aufwendungen in
den Jahresabschliissen aus.
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Nach der Ubersiedlung an den Standort Tullnerbach finanzierte die Gesell-
schaft nunmehr alle mit dem Betrieb des Biosphirenparks verbundenen
Aufwendungen aus den von den Landern NO und Wien zur Verfiigung gestell-
ten Betrdgen (800.000,00 Euro jahrlich).

Die Uberlassung von Biiromébel aus dem Eigentum des Landes NO an die
Gesellschaft bis auf Widerruf wurde in einem Bittleihvertrag vom Juli 2013
gemafd § 974 ABGB geregelt.

Neben den aufgrund der Vereinbarung gemaf Artikel 15a B-VG zur Errich-
tung und zum Betrieb eines Biosphirenparks Wienerwald zur Verfiigung
gestellten Zuschiissen zum Geschiftsbetrieb leisteten die Linder NO und
Wien weitere Beitrige fur den Biosphirenpark, die jedoch keine Gesellschafts-
ausgaben darstellten.

Im Bereich des Land NO waren dies die Erl6se aus der Holzverwertung. Im
Bereich des Landes Wien waren dies Mittel von verschiedenen Abteilungen,
die vom Biospharenparkkoordinator dokumentiert und im Tatigkeitsbericht
der Gesellschaft in Summe dargestellt wurden.

In Ergebnis 43 empfahl das Kontrollamt der Stadt Wien dem Land Wien:

»Zur Anweisung der Finanzmittel fur die Gesellschaft sind die fiir die Post
,Laufende Transferzahlungen“ vorgesehenen Zustindigkeiten aufgrund der
Wiener Stadtverfassung einzuhalten und die diesbeziiglichen Genehmigungen
einzuholen®.

Die Empfehlung wurde umgesetzt.

Die Magistratsabteilung 49 hatte zugesagt, die kunftige Vorgangsweise anzu-
passen.

Mit Beschluss des Wiener Gemeinderats vom 29. Juni 2011, Pr.Z.0213-
2011/0001-GGU, wurde fiir das Jahr 2011 und die Folgejahre ein Beitrag von
400.000,00 Euro jahrlich fiur den Betrieb des Biosphirenparks Wienerwald an
den Verein ,NO - Wien, gemeinsame Entwicklungsraume“ als Eigentiimer der
Gesellschaft genehmigt.

In Ergebnis 44 richtete der Landesrechnungshof folgende Empfehlung an
das Land NO:

»Von der Abteilung Raumordnung und Regionalpolitik RU2 sind bei der Ver-
anschlagung, Verrechnung und Verbuchung der Finanzmittel far die Biospha-
renpark Wienerwald Management GmbH, sowie der iibrigen Ausgabenbetrige
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im Zusammenhang mit dem Biosphirenpark Wienerwald, die fiir das
Land NO giiltigen Verrechnungsvorschriften einzuhalten*.

Die Empfehlung wurde nicht umgesetzt.

Die NO Landesregierung hatte in ihrer Stellungnahme mitgeteilt, dass der
Anregung hinsichtlich des Managementvertrags mit der Osterreichischen
Bundesforste AG bereits gefolgt und bei der Veranschlagung des Landesanteils
fur die Biosphirenpark Wienerwald GmbH der Ansatz in Abstimmung mit der
Abteilung Finanzen F1 gewiahlt wurde.

Der Landesrechnungshof stellte bei der Nachkontrolle fest, dass das Entgelt
fur den Managementvertrag im Rechnungsjahr 2011 bei zwei unterschiedli-
chen Voranschlagstellen verrechnet wurde. Im Rechnungsjahr 2012 wurde das
Entgelt richtig zur Ganze bei VS 1/022139/7280 ,Biosphirenpark Wiener-
wald; Sonstige Sachausgaben, Ermessensausgaben; Leistungen von Gewerbe-
treibenden, Firmen usw.“ verrechnet, nachdem es zuvor falsch bei
VS 1/022139/7710 , Biospharenpark Wienerwald; Sonstige Sachausgaben,
Ermessensausgaben; Entschidigungen fiir Vermogensverluste® veranschlagt
worden war.

In den Rechnungsjahren 2010 bis 2012 wurde der jihrliche Beitrag des Lan-
desNO an die Gesellschaft von 400.000,00 Euro statt richtig bei der
VS 1/022135/7670 , Zuwendungen an private gemeinniitzige Einrichtungen®
bei VS 1/022135/7420 ,Biosphirenpark Wienerwald; Foérderungsausgaben,
Ermessensausgaben; Transfers an Unternehmungen (Beteiligung)“ veran-
schlagt und verrechnet.

Auflerdem wurde im Rechnungsjahr 2011 ein Zahlungsbetrag geteilt und die
Teilbetrage unterschiedlichen Teilabschnitten zugeordnet. Einer der Teilbe-
trage und eine weitere Rechnung, die sachlich dem Biosphirenpark zuzuzih-
len waren, wurden beim Teilabschnitt 1/02212 , Verein NO-Wien, Gemeinsa-
me Erholungsraume® verrechnet.

Stellungnahme der NO Landesregierung:

Die Anregung des Rechnungshofs wird zur Kenntnis genommen. Ab 2014 wird
die Buchung des jihrlichen Beitrages des Landes NO an die Biosphirenpark

Wienerwald GmbH in Héhe von € 400.000,- bei VS 1/022134/7660 erfolgen.
Ab dem Budgetjahr 2015 wird auch die Veranschlagung entsprechend vorge-

nommen.

Auflerung des Landesrechnungshofs Niederdsterreich:

Die Stellungnahme wurde zur Kenntnis genommen.
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In Ergebnis 45 empfahl der Landesrechnungshof dem Land NO:

»,Da fir den beim Teilabschnitt 1/02213 ,Biosphirenpark Wienerwald“ aus-
gewiesenen Zahlungsriickstand in der Hohe von 15.000,00 Euro fiir das Bio-
spharenparkforum keine fillige Zahlungsverpflichtung vorliegt, ist der Betrag
abzuschreiben®.

Die Empfehlung wurde nicht umgesetzt.

Die NO Landesregierung hatte in ihrer Stellungnahme zugesagt, der Anregung
zu folgen.

Der Zahlungsriickstand von 15.000,00 Euro wurde entgegen den jahrlichen
Richtlinien zum Rechnungsabschluss nicht abgeschrieben, sondern grof3teils
(13.861,85 Euro) zur Bedeckung einer anderen Zahlungsverpflichtung ver-
wendet. Der Restbetrag schien nach wie vor als ungerechtfertigter Zahlungs-
ruckstand im Rechnungsabschluss auf.

Die Abteilung Raumordnung und Regionalpolitik RU2 verletzte bei der Veran-
schlagung und Verrechnung der Ausgaben fur den Biospharenpark wiederholt
die geltenden Vorschriften. Daher enthalten die Rechnungsabschliisse des
Landes NO bei den betroffenen Teilabschnitten bzw. Voranschlagstellen
unrichtige Betrige.

Der Landesrechnungshof bekriftigte gegentuiber der Abteilung Raumordnung
und Regionalpolitik RU2, dass bei der Verrechnung der den Biospharenpark
Wienerwald betreffenden Betrige die Vorschriften des Landes NO einzuhal-
ten sind.

Stellungnahme der NO Landesregierung:

Der Zahlungsriickstand wurde abgeschrieben.

Auferung des Landesrechnungshofs Niederosterreich:

Die Stellungnahme wurde zur Kenntnis genommen.

St. Polten, im April 2014
Die Landesrechnungshofdirektorin

Dr. Edith Goldeband



m
- =

LSEE:S::“&E ﬁ;{‘“ ’T' ArHTSE W E i“b{e A“}lCKabQCk

Wiaie i wall

O wtstinome he dee

]

hotoveitalan agen

v Kindergarten

O Laistung ca 200
O Mgt

O Volkseh s
MIE Urangoach |An

O Bactiirinie

L L]

AIIQDaCh 1

Hack

E-Bikes - umweltfreundliche Mobilitat
Sait 2012 E-Bike Verlaih Altlengbach

W B Fan: e

@ I Snick am Garng

O 4 S8jck im Foml e

O 4 Sk im Hoe

O Rpcbwese
O Gaschw

E-Bike Vielo Vital 28 Trekking Damen 2012

L=

¥ a

Organisation von Vortragen -
Nachhaﬂighait im Energiewesan

B
s.pull Enefmuulalﬁer Bavernhgy

L

L

Energ,
2 salb
‘» . Produzieren

Tor zum Landhaus - Wiener Str. 54/A - 3109 St.Pélten
T+43 2742 9005126 20 - F+43 2742 9005 157 40

post.lrh@noel.gv.at - www.lrh-noe.at




	Zusammenfassung
	Stand der Umsetzung
	Verbesserungen bei der Gesellschaft
	Mehrkosten durch den Standort
	Weiterentwicklung der Artikel 15a Vereinbarung
	NÖ Entschädigungszahlungen

	1. Prüfungsgegenstand
	2. Rechtliche Grundlagen in Wien
	3. Sitz der Gesellschaft
	4. Generalversammlung, Geschäftsführer
	5. Vereinbarung gemäß Artikel 15a B-VG überdie Errichtung und den Betrieb einesBiosphärenparks Wienerwald
	6. Evaluierung der Gesellschaft
	7. Rechnungswesen und Jahresabschlüsse derGesellschaft
	8. Projekte der Gesellschaft
	9. Internes Kontrollsystem (IKS)
	10. NÖ Entschädigungszahlungen
	11. Veranschlagung und Verrechnung



